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In Sachen

Klägers und Revisionsklägers‚

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 1„ Senat des Bundessozialgerichts in der

Sitzung am 27° Mai 1964, an der mitgewirkt haben

Bundesrichter Dr° H a u g
als Vorsitzender,

. Bundesrichter H e y e r und

Bundesrichter Dr" B u s s
als weitere Berufsrichter,

Bundessoziairichter K ö h l e r und

Bundessozialrichter L e h m k n h 1
als ehrenamtliche Richter,

ohne mündliche Verhandlung für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 90 Novem—

ber 1960 wird zurückgewiesen°

Kosten sind nicht zu ers■atten°

Von Rechts wegenc
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9.2.2.9..23

Der Kläger begehrt Witwerrente° Seine Ehefrau ist in der

Rentenversicherung der Angestellten versichert gewesen und

hat seit 1951 ein Ruhegeld wegen Berufsunfähigkeit be—

zogen° Sie ist im November 1952 gestorben„

Der Kläger beantragte die Witwerrente erstmals im Jahre

1952° — Die Bandesversicherungsanstalt (LVA) Rheinprovinz

sah ihn nicht als bedürftig im Sinne von 5‘28 Abs° 4 des
Angesteiltenversicherungsgesetzes (AVG) aF an und lehnte

den Rentenantrag ab (Bescheid vom 270 April 1953)° Die "

Rechtsbehelfe des Klägers blieben im Ergebnis erfolglos°

Das Sozialgericht (SG) Düsseldorf wies die Klage ebenfalls

mit der Begründung ab, der Kläger sei nicht bedürftig°

Da Urteil (vom 24° Februar 1956) wurde rechtskräftig°C
D

Die Beklagte lehnte auch den im’Mai 1957 erneuerten
Rentenantrag ab, weil der Anspruch des Klägers bereits

rechtskräftig abgewiesen worden sei (Bescheid vom 60 Novem—

ber 1957)„ Das SG Düsseldorf beurteilte den Anspruch

nach 5 28 Abs° 4 AVG aF, hielt jedoch für die Zeit vom
1„ Januar 1957 an eine Bedürftigkeit nicht mehr für er—
forderlich° Es verurteilte die Beklagte zur Zahlung von

Witwerrente vom 1° Januar 1957 an (Urteil vom 240 Oktober

1958)° Die Beklagte legte mittels eines Telegramms Be—

rufung ein° Das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—
Westfalen hob das erstinstanzliche Urteil auf und wies

die Klage ab: Die telegrafische Einlegung der Berufung

sei zulässig; diese Auffassung sei heute auf allen Ge—
bieten der Rechtsprechung anerkannto Nach der rechts—

kräftigen Ablehnung des Witwerrentenanspruchs sei weder

eine auf den entschiedenen Versicherungsfall zurückwir-

kende Rechtsänderung noch eine Änderung der tatsächlichen

Verhältnisse eingetreten, die bei der erneuten Beurteilung

des Anspruchs zu berücksichtigen seien() 5 43 AVG in der

Fassung des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes
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_3_'

(AnVNG) könne auf den Versicherungsfall aus dem Jahre 1952

nicht angewendet werdenü Der Grundsatz der Gleichberech—

tigung von Mann und Frau (Art[) } Abs° 2 des Grundgesetzes

—GG—) und die darauf beruhenden Rechtsänderungen seien

schon vor dem rechtskräftig gewordenen Urteil des SG

Düsseldorf vom 24° Februar 1956 in Kraft getreten und.

könnten daher ebenfalls nicht berücksichtigt werden° Außer—

dem sei der Kläger nicht bedürftig im Sinne des 5 28 Abs° 4'

AVG aF„ Die Revision wurde zugelassen (Urteil vom 9° No—

vember 1960)„

Der Kläger legte Revision ein mit dem Antrag,

das Urteil des LSG aufzuheben und ihm die Witwer—

rente vom 1° Januar 1957 an zuzusprechen,

hilfsweise,

den Rechtsstreit an das SG in Düsseldorf zurück—

zuverweisen°

Er beanstandete,daß in seinem Falle 5 45 AVG nicht an—
gewendet worden sei und rügté die Verletzung des © 28

Abs. 4 AVG aF, des Art. 3 Abs., 2 GGund des 5 151 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG)„ Die Verfahrensrüge begründete

er damit, die Einlegung der Berufung mit Telegramm ent-

spreche nicht der Form des 5 151 SGG; auch sei das Rechts—"

mittel verspätet begründet werden° ‘

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen°

Die Beteiligten erklärten sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden (@@124 Abs° 29 155
Abs° 1, 165 SGG)„ ‘ ’ '

Die Revision des Klägers ist zulässig, aber unbegründet°

Das LSG hat die Berufung gegen das Urteil des SG, welche

die Beklagte mit einem Telegramm eingelegt hatte, mit
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7 Recht als rechtzeitig und formrichtig angesehene @151
‘SGG steht nicht entgegen° Danach muß allerdings die Be— ‘

*] rufungsschrift, um dem Erfordernis.der Schriftlichkeit

zu genügen, regelmäßig handschriftlich unterzeichnet sein;

V
eine Erklärung, der die eigenhändige Unterschrift fehlt

oder die eine bloß beglaubigte Unterschrift oder einen

‘ Faksimilistempel aufweist, ist nicht ausreichend (BSG 1,

_ 243;5‚‘170; 6, 256,259;8, 142,145;19, 192)°Dies
—folgt aus dem Wesen der Schriftlichkeit, die in_5 151

SGG zum Ausdruck kommt und die für_die sog° bestimmenden

Schriftsätze die eigenhändige Unterschrift des Urhebers

oder seines Bevollmächtigten verlangt° Hiervon besteht

aber eine Ausnahme: Um den neuzeitlichen Einrichtungen

und Eilfällen Rechnung zu tragen, läßt die Rechtsprechung

aller Gerichtsbarkeiten schon seit längerer Zeit die_Ein—

rcichung von bestimmenden Schriftsät2en, insbesondere

von Rechtsmittelschriften auf telegrafischem Wege zu

(BSG 5, 3 mit weiteren Nachweisen; vgl.° auch die neuere,
den Bedürfnissen der Praxis noch weiter entgegenkommende
Rechtsprechung über fernmündlich dem Gericht zugesprochene

Telegramme in den Urteilen des Bundesverwaltungsgerichts

in NJW 1954, So 1135; 1956, S„ 605 und in DVB10 1964

80 236; des Bundesgerichtshofes in NJW 1960, SD 1310 und

des Bundesfinanzhofes in BStB1° 1954‘III, S° 27)0 So ist

auch bei den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit der Ge—

brauch des Telegramms bei der Einlegung von Rechtsmitteln

allgemein als zulässig anerkanntu Dem steht nicht ent—

gegen, daß das im Jahre 1953 verkündete SGG hierüber ausdrücä

lich nichts bestimmt° Was den Erfordernissen der Schrift—

form genügt, ist in keiner Verfahrensordnung gesagt; auch die

noch jüngere Verwaltungsgerichtsordnung bestimmt nicht

bes0nders9 daß Rechtsmittel durch Telegramme eingelegt

werden können; trotzdem sieht auch die Rechtsprechung

der allgemeinen Verwaltungsgerichte die Einlegung von'

Rechtsmitteln durch Telegramme allgemein als zulässig an
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(BVerwGE 2, 190; 3, 56; 13, 141)„ Es handelt sich, wie

‘das LSG mit Recht ausgeführt hat, um eine auf allen Ge—

bieten der Rechtsprechung anerkannte Auffassung und ein

vn

seit vielen Jahren herausgebildetes gérichtliches Gewohn—

heitsrecht° Es besteht kein Anlaß,
von dieser gefe5tigten

Rechtsprechung abzugehen° Da das die Berufung der Beklagten

enthaltende Telegramm nach den Feststellungen des LSG

vor Ablauf der Berufuhgsfrist beim LSG eingegangen ist,

und das Aufgabe—Telegramm die eigenhändige Unterschrift

der Sachbearbeiterin enthält, bestehen gegen die ordnungs—

mäßige Einlegung der Berufung keine Bedenken„-

Die Berufung der Beklagten ist auch nicht verspätet be— -
gründet worden° @ 151 Abs„ 3 SGG, der die Begründung der

Berufungsschrift vorsieht,-ist lediglich eine Sollvor—
schrift° Deren Nichteinhaltung zieht keine prozessualen

Folgen nach sich, insbesondere hängt die Zulässigkeit der

.Berufung nicht davon ab, ob und wenn sie V0m'Berufungs—

führer begründet wird (vg1° SozR see 5 151 Bi„ Da 1 Nr° 2)„

In der Sache selbst ist mit dem Berufungsgericht davon
auszugehen, daß der Anspruch des Klägers auf Witwerrente

vomSGDüsseldorfin seinemUrteil vom24„ Februar1956
‚rechtskräftig abgewiesen worden ist; Die ■echtskraft

dieses klageabweisenden Urteils steht der Erhebung einer_

neuen Klage nur dann nicht entgegen, wenn sich die Sach—

oder Rechtslage inzwischen zu Gunsten des Klägers geändert"

hätte (BSG 8, 284 ff)„ Ist eine solche Änderung nicht
eingetreten, so ist die Klage bereits wegen der materiellen

Rechtskraft des früheren Urteils abzuweisen; das Gericht

hat in eine neue Prüfung der (unveränderten) Sach— Und

‚Rechtslagenicht einzutreten (BSGe, 185ff; Ulé, Ver—
waltuh sgerichtsbarkeit, @ 121 Anm„ c); es

hat jedoch in
jedem Falle festzustellen, ob und in Welchem Umfange sich
die Sach—oder Rechtslage zugunsten des Klägers geändert

hat; insoweit liegt eine Gleichheit des Streitgegen—

.standes nicht voro
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Der Kläger beruft sich auf eine solche Rechtsänderung; er
stützt den im Mai 1957 gestellten Rentenantrag auf 5 43

AVG, der — im Gegensatz zum früheren Recht (5 28 Abs, 4

AVG aF)
—die Entstehung des An8pruchs auf Witwerrente

nicht mehr von der "Erwerbsunfähigkeit■fund—"Bedürftig—

keit" des Witwers abhängig macht° Der Kläger übersieht

jedoch, daß die am 10 Januar 1957 in Kraft getretene Vor—

schrift den bereits früher eingetretenen Versicherungsfall

nicht berührt, Rentenansprüche sind, wenn nicht besondere

Vorschriften etwas anderes bésagen, nach dem Recht zu
beurteilen, das zur Zeit des Eintritts des Versicherungse
falles gilt° Der Versicherungsfall, der den Anspruch auf

die Witwerrente auslöst, ist der Tod der Versicherten;
er

ist im Jahre 1952 eingetreten, Nach Art° 2 9 6 AnVNG

sind-für Rentenansprüche aus Versicherungsfällen vor dem

1° Januar 1957 die bis zu diesem Zeitpunkt geltenden
Vorschriften maßgebend, soweit‚in den darauf folgenden

Vorschriften nichts anderes bestimmt isto Eine Vorschrift,

die den 9 43 AVG auch auf in der Vergangenheit eingetretene

Versicherungsfälle für anwendbar erklärt, ist aber nicht

ergangen° Die Rechtsgrundlage für den Anspruch des Klägers

bildet daher nicht 5 43 AVG nF, sondern die zur Zeit des
Versicherungsfalles gültige Vorschrift in 9 28 Abs„ 4
AVG aF° - ‘ ' '

Die besonderen Anspruchsvoraussetzungen des @ 28 Abs° 4

AVG aF sind auch nicht mit dem Inkrafttreten des Gleich—

berechtigungssatzes am 1, April 1953 weggefallen, soweit

es sich um Ansprüche handelt, die sich auf vorher einge—

tretene Versicherungsfälle gründen° Das Recht des GGwirkt
nicht_auf die Zeit vor seinem Inkrafttreten zurück und

' regelt auch keine Sachverhalte neu, die abgeschlossen in

der Vergangenheit liegen; es kennt insbesondere keine

Rückwirkung des Gleichberechtigungssatzeso Das GG bewirkte

zwar Rechtsänderungen für die Zukunft, hat aber nicht die

Funktion, auch die nachteiligen Folgen früherer Rechts—

legen zu beseitigen, Dies hat der erkennende Senat schon
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„ 7 _

in früheren Urteilen klargestellt (Urteil vom 290 März

-1962—1 RA188/56—;Urteil vom290Mai 1965- 1 RA
22/58 —vgl° auch Urteil des 15„ Senats vom 180 Februar

1964- 11/1RA208/56_)? '

Das LSG hat im übrigen richtig erkannt, daß eine Änderung

des rechtskräftigen Urteils des SG Düsseldorf selbst dann

nicht möglich wäre; wenn das SG die Vorschrift des

Art° 3 Abs° 2 GG rechtsfehlerhaft ausgelegt hätte; denn

die Wirkungen der Rechtskraft würden sich auch auf ein

materiell unrichtigos Urteil erstrecken°

Der Kläger kann sich auch nieht mit Erfolg auf eine nach—
trägliche Änderung der Sachlage‘ber‘ufen° Nach 5'28 Abs° 4
AVG aF erhält Witwerrente der erWerbsunfähige, bedürftige

Ehemann nach dem Tode seiner versicherten Ehefrau, wenn

die Verstorbene den Unterhalt ihrer Familie überwiegend

bestritten hat„ Die gleichlautende Vorschrift des 5 1257

der ReichsversiCherungsordnung (RVG) aF hat der 4° Senat

des Eundessozialgerichts (BSG 5, 17 ff) nach Wortlaut,

_
Entstehungsgesch10hte -und Sinn dahin ausgelegt, daß die

’„Erwerbsunfähigkeit und Bedürftigkeit des Ehemannes

die überwiegende Unterhaltsgewährung durch die Frau
' bedingt und darum schon vor ihrem Tode bestanden haben

müssen° Der erkennende Senat hat sich dieser Auslegung

für @ 28 Abs° 4 AVG aF bereits in seinem Urteil vom
'29„ März 1962 (1 RA 188/56) angeschlossen; er hält an
dieser riechtSauffasstmg auch nach erneuter Prüfung der

Rechtslage festa Danach mußte der
von 5 28 Absc 4 AVG aF

geregelte Tatbestand — Erwerbsunfähigkeit und Bedürftigkeit

des Mannes, überwiegende Unterhaltsgewährung durch die '

Frau —
im Falle des Klägers beim Tode seiner Ehefrau im

Jahre 1952 vollständig vorgelegen haben, da sonst kein

Rentenanspruch entstand; eine erst nach diesem Zeitpunkt

etwa eintretende Bedürftigkeit kann den Anspruch auf
Witwerrente nicht begründeno
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Da weder eine Änderung der Rechtslage zugunsten des

Klägers erfolgt_ist noch eine Änderung der Sachlage den

Anspruch des Klägers begründen kann, muß es bei den

Feststellungen des rechtskräftigen Urteils des SG

Düsseldorf vom 240 Februar 1956 verbleiben und die Re—

vision des Klägers
gegen das zutreffende Urteil des

LSG zurückgewiesen werden° '

Die Kostenenischeidung beruht auf € 193 SGG°
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